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                                 Informationsschreiben 
 
 

in diesem Informationsschreiben möchte ich über folgende Themen informieren: 
 
 1.  Wirtschaftsidentifikationsnummer 
 2. Jahressteuergesetz 2024 
 3. Steuerfortentwicklungsgesetz und Freistellung des Existenzminimums 
  
 

1. Wirtschaftsidentifikationsnummer 

Zur eindeutigen Identifizierung wird jedem wirtschaftlich Tätigen durch das Bundeszentralamt für 
Steuern die Wirtschaftsidentifikationsnummer (W-IdNr.) stufenweise ohne Antragstellung ab No-
vember 2024 zugeteilt. 
 
Die Identifikationsnummer für natürliche Personen (IdNr.), die Steuernummer und die Umsatz-
steueridentifikationsnummer (USt-IdNr.) bleiben neben der Wirtschaftsidentifikationsnummer be-
stehen. 
 
Die Wirtschaftsidentifikationsnummer dient als Wegbereiter für eine bundesweite behördenüber-
greifende Kommunikation. Sie gilt zugleich als bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer nach dem 
Unternehmensbasisdatenregister. Die Vergabe erfolgt im Hintergrund automatisiert und vollstän-
dig elektronisch durch das Bundeszentralamt für Steuern. Hierfür muss kein Antrag gestellt wer-
den. 
 
Sie dient der eindeutigen Identifizierung von wirtschaftlichen Tätigkeiten. Sie bleibt für die Dauer 
der gesamten wirtschaftlichen Tätigkeit unabhängig von etwaigen Unterbrechungen bestehen und 
ändert sich auch bei Änderung der Stammdaten (z. B. Wohnadresse, Ort der Geschäftsleitung, Fa-
milienstand, Geschlecht, Namensänderung) nicht. 
 
Die Wirtschaftsidentifikationsnummer soll langfristig zur Vereinfachung in Steuer- und Verwal-
tungsverfahren führen. Sie wird nach und nach auf Anträgen, Formularen und Vordrucken der Fi-
nanzverwaltung verwendet. Sie besteht aus den Anfangsbuchstaben DE und einer 9-stelligen Zif-
fernfolge. 
 
Für die eindeutige Identifizierung im Besteuerungsverfahren wird jedem wirtschaftlich Tätigen 
fortlaufend für jede einzelne wirtschaftliche Tätigkeit stufenweise ein Unterscheidungsmerkmal 
beginnend mit 00001 zugeordnet. Dabei ist jedes vergebene Unterscheidungsmerkmal mit einer 
Steuernummer verknüpft, mit welcher der Betrieb oder die Betriebsstätte beim zuständigen Fi-
nanzamt geführt wird. 
 
Das Bundeszentralamt für Steuern wird ab November 2024 stufenweise mit der Vergabe und Mit-
teilung der Wirtschaftsidentifikationsnummer beginnen. Für die Mitteilung sind folgende Wege vor-
gesehen: 
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 1. Öffentliche Bekanntmachung für wirtschaftlich Tätige, die bereits über eine 
  Umsatzsteueridentifikationsnummer verfügen; 

 2. Mitteilung über ELSTER für wirtschaftlich Tätige, die über keine 
  Umsatzsteueridentifikationsnummer verfügen. 
 
Eine Mitteilung per Mail oder Telefon ist aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht möglich. 
 
Öffentliche Bekanntmachung 

Bei wirtschaftlich Tätigen, denen bereits vor der Einführung der Wirtschaftsidentifikationsnummer 
eine Umsatzsteueridentifikationsnummer vergeben wurde, erfolgt keine gesonderte Mitteilung der 
Wirtschaftsidentifikationsnummer, da diese der Umsatzsteueridentifikationsnummer 
entspricht. 
 
Falls Sie bis zum 30.11.2024 bereits eine Umsatzsteueridentifikationsnummer erhalten haben, 
werden Sie durch eine auch im Bundessteuerblatt veröffentlichte Bekanntmachung darüber infor-
miert, dass Ihre Umsatzsteueridentifikationsnummer ab dem 03.12.2024 zugleich als Wirtschafts- 
identifikationsnummer zu verwenden ist. Sie finden das Dokument zur öffentlichen Bekanntma-
chung im Download-Bereich des Bundeszentralamtes für Steuern. 
 
Mitteilung über ELSTER 

Bei wirtschaftlich Tätigen, die bisher keine Umsatzsteueridentifikationsnummer besitzen oder ihre 
wirtschaftliche Tätigkeit neu aufnehmen, erfolgt die Bekanntgabe über ELSTER. Diese erhalten 
ihre Wirtschaftsidentifikationsnummer direkt über ihr ELSTER-Benutzerkonto, sobald sie der Be-
vollmächtigung zur Mitteilung zugestimmt haben. Daher ist Voraussetzung, dass Sie über ein  ELS-
TER-Benutzerkonto verfügen und der Mitteilung über ELSTER zustimmen. 
 
Haben Sie der Finanzverwaltung einen Empfangsbevollmächtigten ohne Einschränkung (z. B. 
Steuerberater) benannt, wird Ihre Wirtschaftsidentifikationsnummer dieser Person über ELSTER 
mitgeteilt. Dies gilt auch, wenn nur eine Vertretungsvollmacht für die Umsatzsteuer vorliegt. 
 
Wenn Sie keinen Bevollmächtigten haben, ist ein ELSTER-Benutzerkonto Voraussetzung für den 
Empfang der Mitteilung. Auf der Homepage des Bundeszentralamtes für Steuern finden Sie eine 
Videoanleitung zur Registrierung im ELSTER-Portal. 
 
 
Bei der Bekanntgabe über ELSTER erhalten Sie das Dokument ausschließlich elektronisch. Per Mail 
werden Sie über die Bereitstellung des Dokumentes benachrichtigt. Die Identifikationsnummer 
kann entweder unter „Mein ELSTER“ oder gegebenenfalls mit der von Ihnen genutzten Steuersoft-
ware abgerufen werden. 
 
Sollten Sie Ihre persönliche Wirtschaftsidentifikationsnummer bereits mitgeteilt bekommen oder 
abgerufen haben, bitte ich diese entsprechend mitzuteilen. 
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2. Jahressteuergesetz 2024 

Der Bundesrat hat am 22.11.2024 dem Jahressteuergesetz 2024 zugestimmt. Dieses wurde am 
05.12.2024 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und damit verkündet. Die hier angesprochenen 
Änderungen treten daher teilweise bereits mit der Verkündung in Kraft. Die wichtigsten Änderun-
gen möchte ich nachfolgend ansprechen: 
 
1. Steuerbefreiung für kleine Photovoltaikanlagen (§ 3 Nr. 72 EStG) 

Die für die Anwendung der Steuerbefreiung maximal zulässige Bruttoleistung von 30 kW-Peak je 
Wohn- und Gewerbeeinheit wird für alle Gebäudearten vereinheitlicht. Bisher waren es bei be-
stimmten Gebäuden nur 15 kW-Peak. Wie bisher darf die Bruttoleistung insgesamt höchstens   
100 kW-Peak pro Steuerpflichtigen oder Mitunternehmerschaft betragen. Darüber hinaus wird 
klargestellt, dass es sich bei der Steuerbefreiung um eine Freigrenze und nicht um einen Freibe-
trag handelt; d. h. bei Übersteigen werden alle Photovoltaikanlagen bzw. die vollständige Leistung 
der Photovoltaikanlage steuerpflichtig und nicht nur der übersteigende Betrag. Die Änderung gilt 
erstmals für Anlagen, die nach dem 31.12.2024 angeschafft, in Betrieb genommen oder erwei-
tert worden sind. 
 
2. Kinderbetreuungskosten 

Ab 2025 steigen die abzugsfähigen Kinderbetreuungskosten auf 80 % der Aufwendungen und auf 
einem Höchstbetrag von 4.800 €. Bisher waren maximal 2/3 der Aufwendungen und 4.000 € ab-
zugsfähig. 
 
3. Verlustverrechnung bei Termingeschäften 

Die Verlustverrechnungsbeschränkung für Termingeschäfte (20.000 €) wird gestrichen. Dies gilt in 
alten offenen Fällen. 
 
4. Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse / Dienst- und Handwerkerleistungen 

Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist der Erhalt einer Rechnung und die Zahlung auf das 
Konto des Leistungserbringers. Dies gilt nunmehr auch für Pflege- und Betreuungsleistungen. Die-
ses war laut Ansicht des Bundesfinanzhofes bisher nicht eindeutig im Gesetz geregelt. Die Ände-
rung gilt ab dem Veranlagungszeitraum 2025. 
 
5. Vorsteuerabzug bei Leistungsbezug von einem Ist-Versteuerer 

Nach der Gesetzesneufassung ist der Vorsteuerabzug bei Leistungsbezug von einem Ist-Ver- 
steuerer künftig erst dann möglich, wenn und soweit eine Zahlung auf die ausgeführte Leistung 
geleistet wurde. Damit der Leistungsempfänger erfährt, dass der leistende Unternehmer seine 
Umsätze nach vereinnahmten Entgelten versteuert und dies für den Vorsteuerabzug berücksichti-
gen kann, wird gleichzeitig eine neue Rechnungspflichtangabe eingeführt. Diese soll entsprechend 
auch für Kleinbetragsrechnungen und Fahrausweise gelten. Die Änderung gilt ab dem 
 
 

01.01.2028 (erstmals anzuwenden auf Rechnungen, die nach dem 31.12.2027 ausge-
stellt worden sind). 

 
6. Reform der Kleinunternehmerregelung 

Die Neuregelung dient der Umsetzung der sogenannten Kleinunternehmerrichtlinie nach EU-Vor-
gaben. Bisher konnten nur im Inland ansässige Unternehmer die Kleinunternehmerregelung im 
Inland in Anspruch nehmen. Die Neuregelung ermöglicht es auch im übrigen  
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Gemeinschaftsgbietansässigen Unternehmern diese anzuwenden. Aus diesem Grund wird ein be-
sonderes Meldeverfahren eingeführt. Zuständig für die Durchführung ist das Bundeszentralamt für 
Steuern. 
 
Es wird eine „echte“ Steuerbefreiung für Kleinunternehmer im Gegensatz zur bisherigen Regelung 
eingeführt. Bisher wurde auf die Erhebung der Umsatzsteuer verzichtet. Voraussetzung für die Be-
freiung ist, dass der inländische Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalenderjahr 25.000 € nicht 
überschritten hat und im laufenden Kalenderjahr 100.000 € nicht überschreitet. 
 
Wird der untere inländische Grenzwert im laufenden Kalenderjahr überschritten, kommt im Folge-
jahr eine Inanspruchnahme der Kleinunternehmerregelung nicht mehr in Betracht. Soweit der Ge-
samtumsatz im laufenden Kalenderjahr den oberen inländischen Grenzwert von 100.000 € über-
schreitet, kommt eine weitere Inanspruchnahme der Kleinunternehmerregelung nicht mehr zum 
Tragen. Nimmt der Unternehmer seine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit auf, ist die Regelung 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Gesamtumsatz im laufenden Kalenderjahr den Betrag von 
25.000 € nicht überschreitet. Bereits der Umsatz, mit dem die Grenze überschritten wird, 
unterliegt dann der Regelbesteuerung. Die bis zum Zeitpunkt der Überschreitung erwirt-
schafteten Umsätze bleiben steuerfrei. 
 
Hierdurch ergeben sich diverse Folgeänderungen in anderen Vorschriften; u. a. auch für die Rech-
nungsstellung. Besonders wichtig ist, dass Kleinunternehmer keine E-Rechnungen ausstellen 
müssen. Sie müssen jedoch weiterhin zum Empfang von E-Rechnungen in der Lage sein. 
Die Änderung gilt ab dem 01.01.2025. 
 
7. Vorsteuerpauschale für Land- und Forstwirte 

Der Durchschnittssatz und die Vorsteuerpauschale für Land- und Forstwirte sind für den verblei-
benden Zeitraum des Jahres 2024 auf 8,4 % abgesenkt worden. Für das Jahr 2025 gibt es 
eine weitere Absenkung auf 7,8 %. Die Änderung gilt ab dem Tag nach Gesetzesverkün-
dung (06.12.2024). 
 
8. Steuervergünstigung für die Gesamthand bei der Grunderwerbsteuer 

Durch das Inkrafttreten des MoPeG (Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechtes) 
haben sich Auswirkungen auf die im Grunderwerbsteuergesetz geregelten Steuervergünstigungen 
ergeben, die sich auf das Gesamthandvermögen bei Personengesellschaften beziehen. Im Hinblick 
auf laufende Nachbehaltens-Fristen wird geregelt, dass allein das Inkrafttreten des MoPeG nicht 
zu einer Verletzung der Nachbehaltens-Fristen führt, die bis zum 31.12.2026 verwirklicht werden. 
Die Nachbehaltens-Fristen gelten weiter. Auch diese Regelung gilt ab dem Tag der Verkün-
dung. 
 
9. Erhöhung des Erbfallkostenpauschbetrages 

Der Erbfallkostenpauschbetrag wird von 10.300 € auf 15.000 € erhöht. Dies gilt für Erwerbe, 
für die die Steuer ab dem Monat der Verkündung des Gesetzes entsteht. 
 
 
10. Grundsteuer - Nachweismöglichkeit des niedrigeren gemeinen Wertes 

Der Bundesfinanzhof hat in zwei Verfahren entschieden, dass Steuerpflichtige im Einzelfall die 
Möglichkeit haben müssen, einen unter dem festgestellten Grundsteuerwert liegenden Wert ihres 
Grundstückes nachzuweisen. Der festgestellte Grundsteuerwert darf danach den nachgewiesenen 
niedrigeren gemeinen Wert nicht um 40 % oder mehr übersteigen. Es wird nun gesetzlich gere-
gelt, dass in solchen Fällen der niedrigere gemeine Wert anzusetzen ist. Dieser kann innerhalb ei-
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nes Jahres vor oder nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt durch zustande gekommene Verkäufe 
herangezogen werden. Auch diese Regelung gilt ab dem Tag der Gesetzesverkündung. 
 
3. Steuerfortentwicklungsgesetz und Freistellung des Existenzminimums 

Der Bundesrat hat lediglich dem Gesetz zur Freistellung des Existenzminimums zugestimmt. Auch 
dieses ist bereits im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden. Hiernach werden sowohl der Kinder-
freibetrag als auch der Grundfreibetrag bereits für das Jahr 2024 erhöht. Der Grundfreibetrag 
wird für 2024 auf 11.784 € angehoben. Der Kinderfreibetrag steigt ab dem Jahr 2024 
auf 6.612 € (bisher 6.384 €). 
 
Bisher nicht beschlossen hat der Bundesrat das Steuerfortentwicklungsgesetz. Hier waren noch 
einige Änderungen im Hinblick auf die degressive Abschreibung, das Faktorverfahren bei der Steu-
erklassenwahl und auch die Anhebung der Grenzen für die Bilanzierungspflicht enthalten. Dieses 
Gesetz wurde bisher nicht verabschiedet. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 


